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Geſetz- Sammlung 


für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 21. — 


(Nr. 2728.) Geſetz, betreffend das Verfahren in den bei dem Kammergericht und dem Kri— 
minalgericht zu Berlin zu fuͤhrenden Unterſuchungen. Vom 17. Juli 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. dc. 


Schon ſeit Unſerem Regierungsantritt iſt Unſere Abſicht dahin gerichtet gewe⸗ 
ſen, zur Herbeifuͤhrung einer der Wuͤrde des Richteramts entſprechenden, ſchleu⸗ 
nigen und doch geſicherten Rechtspflege die Vorſchriften der Kriminalordnung 
vom 11. Dezember 1805. und der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 35. 
Abſchn. 2. einer Umgeſtaltung zu unterwerfen und ein muͤndliches Verfahren 
vor dem erkennenden Richter in Unſere Provinzen, in welchen das Allgemeine 
Landrecht gilt, einzufuͤhren. Bei den umfaſſenden Vorarbeiten, welche die end— 
lichen Beſtimmungen hieruͤber und insbeſondere die jedenfalls hi ſorgfaͤltige 
Beruͤckſichtigung der beſtehenden Gerichtsverfaſſung erfordern, haben Wir be⸗ 
ſchloſſen, ein ſolches Verfahren zunaͤchſt nur bei den Gerichten in Unſerer Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin, deren Verfaſſung hierbei keine Schwierigkeit entgegen⸗ 
ſtellt, anzuordnen. Wir beſtimmen demgemaͤß, nach vernommenem Gutachten 
Unſeres Staatsminiſteriums und einer von Uns aus Mitgliedern des Staats- 
Raths ernannten Kommiſſion, was folgt: f 


r 
Von dem Verfahren bei Unterſuchung der Verbrechen. 


§. 1. 

Die Vorſchriften dieſes Titels ſind bei allen wegen Verbrechen zu ver- 

hängenden Unterſuchungen anzuwenden, deren Einleitung und Führung dem 
Kammergericht und dem Kriminalgericht zu Berlin zuſteht. 

Jahrgang 1846. (Nr. 2728.) f 40 §. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Juli 1846. 
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. 2. 


I. Allge- Bei dem Kammergericht, ſo wie bei dem Kriminalgericht, und zwar bei 
meine Dot jedem für die zu deſſen Kompetenz gehörenden, im H. 1. gedachten Unterſuchungs⸗ 
r tanz ſachen, ſoll ein Staatsanwalt aus der Zahl der zum höheren Richteramte bes 


1 fähigten Beamten beſtellt werden, deſſen Amt es iſt, bei allen Verbrechen, mit 
haltniß zu der Ausnahme der im H. 24. bezeichneten leichten Verbrechen, die Ermittelung der 
Fund den Thater herbeizuführen und dieſe vor Gericht zu verfolgen. 

Gerichten. Jedem Staatsanwalte find, fo weit das Beduͤrfniß es erfordert, Gehül- 
fen beizuordnen, die unter ſeiner Aufſicht ſtehen und ſeinen Anweiſungen Folge 
leiſten müffen, uͤberall aber, wo fie für ihn auftreten, zu allen Funktionen deſ⸗ 
ſelben berechtigt ſind. b 

Welchen Beamten die Verfolgung der leichten Verbrechen obliegt, iſt im 
$. 25. beftimmt. 


$. 3. 


Die Staatsanwalte und deren Gehuͤlfen gehören nicht zu den richter⸗ 
lichen Beamten; ſie ſind in ihrer Amtsfuͤhrung nicht der Aufſicht der Gerichte, 
ſondern der des Juſtizminiſters unterworfen und muͤſſen den Anweiſungen deſ⸗ 
ſelben Folge leiſten. 

Die Ernennung der Staatsanwalte erfolgt durch Uns auf den Antrag 
des Juſtizminiſters. 

Die Gehuͤlfen werden den Staatsanwalten vom Juſtizminiſter beigeord⸗ 
net und koͤnnen von demſelben aus dieſer Stellung zu jeder Zeit wieder ab⸗ 
berufen werden. f 


F. 4. 

Das Polizeipraͤſidium und deſſen Beamte bleiben, wie bisher, verpflich⸗ 
tet, den Verbrechen jeder Art nachzuforſchen und alle keinen Aufſchub geſtat⸗ 
tenden vorbereitenden Anordnungen zur Aufklaͤrung der Sache und Feſtmachung 
des Thaͤters zu treffen. Sie haben aber die von ihnen aufgenommenen Ver⸗ 
handlungen dem betreffenden Staatsanwalte zur weiteren Veranlaſſung zu uͤber⸗ 
ſenden, auch den Requiſitionen deſſelben wegen Einleitung oder Vervollſtaͤndi⸗ 

ung ſolcher polizeilichen Vorunterſuchungen, oder wegen Verfolgung oder Ver⸗ 
bafrng adde Perſonen Folge zu leiſten. 

Von jeder wegen eines Verbrechens vorgenommenen Verhaftung iſt die 
Polizeibehoͤrde dem betreffenden Staatsanwalt binnen 24 Stunden Anzeige zu 
machen verpflichtet. 


$. 5. 

Die Gerichte ſollen bei Einleitung und Fuͤhrung der Unterſuchungen nicht 
ferner von Amtswegen, ſondern nur auf Antrag des Staatsanwalts einſchrei— 
ten; fie find aber verpflichtet, von allen amtlich zu ihrer Kenntniß kommenden 
Verbrechen dem Staatsanwalte ſogleich Mittheilung zu machen, auch den von 
demſelben an fie gerichteten Anträgen wegen Feſtſtellung des Thatbeſtandes und 
wegen ſonſt erforderlicher Ermittelungen zu genuͤgen und zu deren Erledigung, 
wenn es noͤthig iſt, einen Unterſuchungsrichter zu ernennen. 1 

altet 
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Waltet Gefahr im Verzuge ob, fo hat das Gericht auch ohne Antra 
des Staatsanwalts alle — Ermittelungen, — — — — N 
nungen vorzunehmen, welche nothwendig ſind, um die Verdunkelung der Sache 
zu verhuͤten. Die Verhandlungen hierüber find aber demnaͤchſt dem Staats: 
Anwalte mitzutheilen. 


H. 6. 

Dem Staatsanwalt legt ſein Amt die Pflicht auf, daruͤber zu wachen, 
daß bei dem Strafverfahren den geſetzlichen Vorſchriften überall genügt werde. 
Er hat daher nicht blos darauf zu achten, daß kein Schuldiger der Strafe ent⸗ 
gehe, ſondern auch darauf, daß Niemand ſchuldlos verfolgt werde. 


n 

Unterſuchungsverhandlungen, Verhaftungen oder Beſchlagnahmen hat der 
Staatsanwalt nicht ſelbſt vorzunehmen, ſondern ſolche nach den Umſtanden 
entweder bei der Polizeibehoͤrde, oder bei dem betreffenden Gerichte zu bean⸗ 
tragen; er iſt jedoch befugt, allen polizeilichen und gerichtlichen Verhandlungen, 
welche Gegenſtände ſeines Geſchaͤftskreiſes betreffen, beizuwohnen, und mit dem 
Beamten, welcher die Verhandlung zu führen hat, in unmittelbare Verbindung 
zu treten, und ſeine Antraͤge und Mittheilungen zur Foͤrderung des Zwecks der 
Unterſuchung an dieſen Beamten zu richten. 


$. 8. 

Dem Staatsanwalt ſteht die Einſicht aller polizeilichen und gerichtlichen 
Akten, welche ſich auf einen zu ſeinem Geſchaͤftskreiſe gehoͤrenden Gegenſtand 
beziehen, jederzeit frei. Auch gehoͤrt es zum Berufe deſſelben, den Unvollſtaͤn⸗ 
digkeiten, Verzoͤgerungen oder ſonſtigen Unregelmaͤßigkeiten, welche er in den 
Unterſuchungen wahrnimmt, durch Anträge bei der vorgeſetzten Behörde des 
die Unterſuchung fuͤhrenden Beamten, Abhuͤlfe zu ſchaffen. 


3 

Wegen Amtsverbrechen darf der Staatsanwalt nur auf Grund eines 
Antrages der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde des anzuklagenden Beamten ($$. 5. u. 
f. des Geſetzes vom 29. Maͤrz 1844.) einſchreiten. 

Einem ſolchen Antrage aber muß der Staatsanwalt ſtets genuͤgen, und 
die Anklage dem Gerichte zur Beſchlußnahme ſelbſt dann einreichen, wenn ſeine 
Anſicht uͤber die Begruͤndung der Anklage von der der Dienſtbehoͤrde abweicht. 
Auch iſt er verpflichtet, gegen die gerichtlichen Entſcheidun en in Sachen dieſer 
Art Rechtsmittel einzulegen, wenn die Dienſtbehoͤrde ihn 5 . auffordert. 

8 

Verbrechen, deren Beſtrafung die Geſetze von dem Antrage einer Pri— 
vatperſon abhaͤngig machen, darf der Staatsanwalt nur. dann vor Gericht 
verfolgen, wenn hierauf von jener Perſon angetragen worden iſt. Doch iſt er 
ſowohl in dieſen Faͤllen, als auch dann, wenn bei Verbrechen anderer Art die 
Betheiligten ſich an ihn wegen Veranlaſſung der Unterſuchung wenden, befugt, 

(Nr. 2728.) 40 * die 
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die gerichtliche Verfolgung zu verweigern, wenn er dieſelbe fuͤr geſetzlich nicht 
begruͤndet erachtet. 

Ueber Beſchwerden wegen ſolcher Weigerungen hat der Juſtizminiſter zu 
entſcheiden. 


§. 11. 


Die Gerichte ſind an die Antraͤge des Staatsanwalts nicht dergeſtalt 
gebunden, daß ſie nur daruͤber, ob ſolche in der angebrachten Art begruͤndet 
ſeien, zu entſcheiden haͤtten; ſie ſind vielmehr verpflichtet, die That, deren Un⸗ 
terſuchung und Beſtrafung der Staatsanwalt beantragt hat, ihrer Beurtheilung 
zu unterwerfen, und wenn ſie hierbei finden, daß dieſe That zwar eine ſtraf⸗ 
bare iſt, allein gegen ein anderes Strafgeſetz, als das von dem Staatsanwalt 
bezeichnete verftößt, fo liegt ihnen ob, demgemaͤß was Rechtens zu beſchließen. 


§. 12. 

So lange das Gericht die foͤrmliche Eroͤffnung einer Unterſuchung noch 
nicht beſchloſſen hat, kann der Staatsanwalt von der Anklage Abſtand nehmen, 
und es iſt, wenn er dies erflärt, jedes weitere Verfahren einzuſtellen. Iſt 
aber die förmliche Unterſuchung einmal beſchloſſen, fo muß dieſelbe durch ein 
Urtheil beendet werden. | 


$. 13. 


Gegen einen Beſchluß des Gerichts, durch welchen der Antrag auf Er⸗ 
oͤffnung einer Unterſuchung zuruͤckgewieſen wird, ſteht dem Staatsanwalte inner⸗ 
halb einer zehntaͤgigen präkluſiviſchen Friſt, welche mit dem Ablauf des Tages 
beginnt, an dem die Mittheilung des Beſcheides erfolgt iſt, die Beſchwerde an 
e offen. Bei der Entſcheidung dieſes Gerichts muß es 
verbleiben. 


§. 14. 


Sowohl waͤhrend der gerichtlichen Vorunterſuchung, als waͤhrend des 
ganzen Laufes der gerichtlichen Unterſuchung, fteht dem Gerichte die Beſchluß⸗ 
nahme über die Verhaftung oder Freilaſſung des Angeklagten zu. 


$. 15. 


2. Muͤndli⸗ Der Faͤllung des Urtheils ſoll ein muͤndliches Verfahren vor dem er- 
ch ee kennenden Gericht vorhergehen, bei welchem der Staatsanwalt und der Ange— 
erkennenden klagte zu hoͤren, die Beweisaufnahme vorzunehmen und die Vertheidigung des 


Gericht. Angeklagten mündlich zu führen it. 
§. 16. 


Der Angeklagte kann in allen Fallen des Beiſtandes eines Vertheidigers 
ſich bedienen, hat aber nur in den Unterſuchungen wegen der in den F. 39. 
u. 64. bezeichneten Verbrechen das Recht, zu verlangen, daß ihm ein Verthei⸗ 
diger von Amtswegen beſtellt werde. 


§. 17. 
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$. 17. 

Zu dem muͤndlichen Verfahren haben, außer den dabei betheiligten Per- e 
ſonen, alle Juſtizbeamte, insbeſondere auch die Juſtizkommiſſarien, Referendarien e 97 = 77% 
und Auskultatoren Zutritt. Alle bei der Sache nicht betheiligten Perſonen 
muͤſſen ſich aber entfernen, wenn der Angeklagte darauf anträgt, oder das 
Gericht dies aus Gruͤnden der oͤffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit fuͤr 
angemeſſen erachtet. 

$. 18. 

Zwangsmittel jeder Art, durch welche der Angeklagte zu irgend einer 3. Ausſchlie⸗ 
Erklaͤrung genoͤthigt werden ſoll, ſind unzulaͤſſig. gung der 

$. 19. tel gegen den 


Die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften uͤber das Verfahren bei Auf- 4. Beweis 
nahme der Beweiſe, insbeſondere auch darüber, welche Perſonen als Zeugen und urthell. 
vernommen und vereidet werden duͤrfen, bleiben ferner maßgebend. 

Dagegen treten die bisherigen poſitiven Regeln über die Wirkungen der 
Beweiſe außer Anwendung. Der erkennende Richter hat fortan nach genauer 
Pruͤfung aller Beweiſe, fuͤr die Anklage und Vertheidigung, nach ſeiner freien, aus 
dem Inbegriff der vor ihm erfolgten Verhandlungen geſchoͤpften Ueberzeugung 
zu entſcheiden: ob der Angeklagte ſchuldig, oder nicht ſchuldig, oder ob 
derſelbe von der Anklage zu entbinden fe. Er it aber verpflichtet, die 
Gruͤnde, welche ihn dabei geleitet haben, in dem Urtheil anzugeben. 

Auf vorlaͤufige Losſprechung (Freiſprechung von der Inſtanz) foll nicht 
mehr erkannt werden. 

§. 20. 


Der fuͤr ſchuldig Erklaͤrte iſt zur vollen geſetzlichen Strafe zu verur— 
theilen. 
. Wenn jedoch im Geſetz Todesſtrafe oder lebenswierige Freiheitsſtrafe an⸗ 
gedroht iſt, fo iſt das Gericht ermaͤchtigt, in denjenigen Fällen, in welchen gegen 
den fuͤr ſchuldig Erklaͤrten ein nach den bisherigen poſitiven Regeln der Kriminal⸗ 
Ordnung für vollftändig zu erachtender Beweis nicht geführt iſt, an Statt der 
Todesſtrafe auf lebenswierige oder zeitige Freiheitsſtrafe, an Statt der lebens⸗ 
wierigen Freiheitsſtrafe aber auf zeitige Freiheitsſtrafe zu erkennen. 


H. 21. 


Einer beſondern Belehrung des Verurtheilten uͤber die ihm zuſtehenden 
Rechtsmittel bedarf es nicht. 


$. 22. 


Der fuͤr nicht ſchuldig Erklaͤrte darf wegen derſelben Handlung nicht 
wieder unter Anklage geſtellt werden. 

Gegen denjenigen aber, welcher nur von der Anklage entbunden 
wird, iſt eine Erneuerung der Anklage, in ſofern ſie durch Anfuͤhrung neuer 
Thatſachen oder Beweismittel begründet wird, fo lange zulaͤſſig, als nicht bereits 
Verjährung eingetreten iſt. 

(Nr. 2728.) Unter 


II. Beſon⸗ 
ere Vor⸗ 
ſchriften. 
A. Verfahren 
erſter Inſtanz 
1. bei leich⸗ 
ten Verbre⸗ 
chen. 
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Unter eben dieſen Bedingungen iſt eine Erneuerung der Anklage geſtattet, 
wenn die fruͤhere Anklage vom Staatsanwalte zuruͤckgenommen, oder deſſen 
den il. auf Eroͤffnung der Unterſuchung vom Gericht zuruͤckgewieſen wor⸗ 
en iſt. 


H. 23. 


Eine Beſtaͤtigung des richterlichen Urtheils durch den Juſtizminiſter findet 
nicht ferner Statt. 


b. 24. 


Die Unterſuchung und die Entſcheidung erſter Inſtanz in Anſehung der⸗ 
jenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit 
Geldbuße bis zu 50 Thalern, 


oder 
Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Wochen, 
oder 


koͤrperlicher Zuͤchtigung, 
oder mit mehreren dieſer Strafen zugleich bedroht ſind, erfolgt durch kommiſſa⸗ 
riſch dazu beſtellte Einzelrichter. 

Die Kompetenz dieſer Richter tritt auch dann ein, wenn neben dieſen 
Strafen zugleich auf Ehrenſtrafen zu erkennen iſt. 

Ausgeſchloſſen von der Kompetenz der Einzelrichter bleiben jedoch die 
Faͤlle, in welchen entweder zugleich auf den Verluſt des Adels, eines Amtes, 
Titels, einer Wuͤrde, oder des Rechts zum nden Gewerbebetrieb zu 
erkennen iſt, oder in welchen die Verurtheilung fuͤr den Verbrecher den Verluſt 
der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit, des Patronats oder Buͤrgerrechts nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen unbedingt zur Folge hat. 


H. 25. 


Die Geſchaͤfte des Staatsanwalts werden bei den Unterſuchungen dieſer 
Art (F. 24.) von Polizeibeamten verwaltet, welche der Polizeipraͤſident kom⸗ 
miſſariſch hierzu ernennt, und uͤber deren Amtsfuͤhrung derſelbe die Aufſicht zu 
führen hat. Ueber Beſchwerden aber, die gegen dieſe Beamten wegen verweiger⸗ 
ter Erhebung von Anklagen gefuͤhrt werden, hat auch in dieſen Faͤllen der 
Juſtizminiſter zu entſcheiden. (F. 10.) a 

Im Uebrigen findet Alles, was uͤber die Pflichten und Befugniſſe der 
Staatsanwalte, uͤber deren Verhaͤltniß zu den Gerichten, ſowie uͤber die Noth⸗ 
wendigkeit ihrer Zuziehung bei der Verhandlung vor dem erkennenden Richter 
beſtimmt iſt, auch auf dieſe Polizeianwalte Anwendung. 


H. 20. 
Die Anklage kann ſchriftlich oder mündlich angebracht werden. 
§. 27. 
Wird dem Richter beim Eingange der Anklage zugleich der zur te 
i 


vorgeführt, und geſteht derſelbe die ihm angeſchuldigte That, oder Bear 
e= 


Pe. 


Beweismittel für die Anklage und Vertheidigung zur Hand, fo hat der Rich— 
ter u der Regel auf der Stelle die Unterſuchung zu führen und das Urtheil 
zu fällen. 
Iſt der Angeklagte verhaftet, ſo muß deſſen Vorfuͤhrung beim Eingange 
der Anklage ſofort geſchehen. 


§. 28. 

Kann im Falle des F. 27. das Urtheil nicht ſogleich gefällt werden, der 
Angeklagte ift aber verhaftet, fo muß derſelbe ſogleich über die zu feiner Wer: 
theidigung dienenden Beweismittel vernommen, und hierauf zum muͤndlichen 
Verfahren und zur Entſcheidung der Sache ein moͤglichſt naher Termin anbe⸗ 
raumt werden, zu welchem die beiderſeits vorgeſchlagenen Zeugen vorzula— 
den ſind. 


§. 29. 


Kann der Angeklagte nicht ſofort vorgefuͤhrt werden, ſo iſt derſelbe zum 
muͤndlichen Verfahren durch eine ſchriftliche Verfügung vorzuladen, welche die 
Thatſachen des ihm angeſchuldigten Vergehens angeben, und die Aufforderung 
enthalten muß: 

zur feſtgeſetzten Stunde zu erſcheinen, und die zu feiner Vertheidigung dienen⸗ 

den Beweismittel mit zur Stelle zu bringen, oder ſolche dem Richter ſo zeitig 

vor dem Termine anzuzeigen, daß ſie noch zu demſelben herbeigeſchafft 

werden koͤnnen. ü 
Zugleich iſt dem Angeklagten die Warnung zu ſtellen, 

daß im Falle ſeines Ausbleibens mit der Unterſuchung und Entſcheidung 

in contumaciam verfahren werden ſolle. 8 


$. 30. 


Nur auf Grund beſcheinigter erheblicher Hinderniſſe kann dem Antrage 
des Angeklagten auf Anſetzung eines neuen Termins Statt gegeben werden. 


$. 31. 


‘ 

In Anſehung der Vorladung der Zeugen bewendet es bei den Vor: 
ſchriften der Kriminalordnung. Der Richter iſt indeſſen befugt, auch die einem 
andern perfönlichen Gerichtsſtande unterworfenen Zeugen, falls dieſelben nicht 
zum Treue gehören, zum Erſcheinen bei dem muͤndlichen Verfahren 
anzuhalten. 


H. 32. 


In dem Termine (H. 27. 29.) wird, nachdem die Anklage durch den 
Polizeianwalt vorgetragen und der Angeklagte daruͤber vernommen worden, mit 
der Beweisaufnahme, ſo weit dies erforderlich iſt, verfahren, der Polizeianwalt 
mit feinen Anträgen, fo wie der Angeklagte mit feiner Vertheidigung gehört, 
und alsdann das Urtheil gefaͤllt und mit den Gruͤnden verkuͤndet. 

Der Richter iſt jedoch befugt, wenn er noch eine weitere Aufklaͤrung 
der Sache, insbeſondere die Aufnahme von Beweiſen fuͤr erforderlich haͤlt, 

(Fr. 2728.) welche 
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welche erſt bei der muͤndlichen Verhandlung zur Sprache gekommen ſind, die 
Fallung des Urtheils auszuſetzen, und einen Termin zur Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens zu beſtimmen. 


H. 33. 


f Erſcheint der Angeklagte, der gehörig * Vorladung ungeachtet, 
in dem Termine nicht, oder verweigert er in demſelben, uͤber die Anklage ſich 
zu erklaͤren, fo wird in contumacıam der Beweis aufgenommen, und nach 
Anhoͤrung des Polizeianwalts ſo wie des für den Angeklagten etwa aufgetre⸗ 
tenen Vertheidigers, das Urtheil gehen und verkündet. 

g Dem ausgebliebenen Angeklagten iſt das Urtheil in Ausfertigung zu⸗ 
zuſtellen. 


$. 34a: 


Hat eine Beweisaufnahme durch Einnehmung des Augenſcheins an Ort 
und Stelle Statt gefunden, ſo muß das daruͤber aufgenommene Protokoll bei 
dem muͤndlichen Verfahren vorgeleſen werden. 


$. 35. 

Zeugen, die nicht vorgeladen worden, allein in der Naͤhe befindlich ſind, 
kann der Richter ſogleich durch den Gerichtsdiener geſtellen laſſen. 

Daſſelbe gilt von gehoͤrig vorgeladenen, aber ausgebliebenen Zeugen. 
Hat ein ſolcher Bene fein Ausbleiben nicht im Voraus entſchuldigt, ſo kann 
gegen ihn von dem Gericht ohne weiteres Verfahren eine Geldbuße bis zu 
20 Thalern oder eine Gefaͤngnißſtrafe bis zu acht Tagen, und die Verpflich⸗ 
tung zur Tragung aller Koſten feſtgeſetzt werden, welche durch die von ihm 
verurſachte Anſetzung eines neuen Termins entſtehen. Die Niederſchlagung die⸗ 
ſer Strafe und die Entbindung von der Koſtentragung iſt von dem Gericht 
Hnür dann zu bewilligen, wenn der Zeuge binnen 14 Tagen nach Zuſtellung der 
. Strafverfügung fein Ausbleiben genuͤgend entſchuldigt. 


. 36. 


Kann bei dem muͤndlichen Verfahren die Vernehmung eines Zeugen we— 
gen Krankheit, Alterſchwaͤche, großer Entfernung oder anderer unabwendbaren 
Hinderniſſe nicht erfolgen, ſo iſt ſolche anderweit zu bewirken, und in dieſen 
Faͤllen, ſowie alsdann, wenn ein ſchon zuvor gerichtlich vernommener Zeuge 
inzwiſchen verſtorben iſt, das Vernehmungsprotokoll bei dem muͤndlichen Ver⸗ 
fahren vorzuleſen. Doch kann der Richter, wenn die Beſeitigung jenes Hin⸗ 
derniffes möglich iſt, und er die Abhörung des Zeugen zur Aufklärung der 
Sache fuͤr nothwendig haͤlt, die Vertagung des Verfahrens und die Vorla⸗ 
dung des Zeugen dazu beſchließen. 


g. 37. 


Findet der Richter bei Beurtheilung der That des Angeklagten, daß 
ſolche ein Verbrechen enthält, deſſen geſetzliche Strafe feine richterliche Kompe⸗ 
tenz uͤberſchreitet, ſo hat er die Sache an das kompetente Gericht . 

§. 38. 
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§. 38. 

Ueber den Hergang im Termine wird von einem vereideten Gerichts— 
ſchreiber ein Protokoll aufgenommen, welches den weſentlichen Inhalt der Er⸗ 
klaͤrungen des Anklaͤgers, des Angeklagten und der Zeugen enthalten muß, 
und in welchem zugleich das abgefaßte Urtheil mit deſſen Gruͤnden niederzu⸗ 
1 7077 iſt. Der Richter und der Gerichtsſchreiber haben dieſes Protokoll zu 
vollziehen. 


§. 39. 
Die Unterſuchung und die Entſcheidung erſter Inſtanz erfolgt durch Ge- 2. bei ſchwe⸗ 
richtsdeputationen, welche aus drei Mitgliedern beſtehen, in Anſehung 2 Verbre⸗ 


4) derjenigen im H. 24. bezeichneten Verbrechen, welche in der Schlußbe⸗ 
ſtimmung deſſelben von der Kompetenz der Einzelrichter ausgeſchloſſen 
worden find; i 

2) derjenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit 

Geldbuße, deren hoͤchſtes Maaß 50 Thaler uͤberſteigt, 


oder 
Freiheitsſtrafe, deren hoͤchſtes Maaß ſechs Wochen, jedoch nicht drei 
Jahre uͤberſteigt, 
oder mit dieſen beiden Strafen zugleich bedroht ſind, auch wenn ſie noch 
Fuge hab den Verluſt von Ehren- oder andern Rechten geſetzlich zur 
olge haben; 
J) des zweiten und dritten großen gemeinen, oder unter erſchwerenden Um⸗ 
ſtaͤnden begangenen, und des erſten gewaltſamen Diebſtahls. 
Die Beſchluͤſſe dieſer Gerichts-Deputationen werden, auch wenn es auf Fallung 
des Urtheils ankommt, durch Stimmenmehrheit gefaßt. 
$. 40. 
74 Zur förmlichen Eröffnung der Unterſuchung gegen eine beſtimmte Perſon 
iſt in den Fällen des F. 39. erforderlich: 

1) eine vom Staatsanwalt abzufaſſende Anklageſchrift, welche enthalten 
muß: den Namen des Angeklagten, eine Darſtellung der ihm zur Laſt 
e die Beweismittel dafür, insbeſondere die Namen der 

elaſtungszeugen, deren Abhörung der Staatsanwalt verlangt, und die 

Bezeichnung des Verbrechens, deſſen der Angeklagte beſchuldigt wird; 

2) ein, auf Grund dieſer Anklageſchrift, die Eroͤffnung der Unter: 
ſuchung anordnender Beſchluß der Gerichtsdeputation, in welchem der 
Name des Angeklagten und das ihm angeſchuldigte Verbrechen zu be— 
zeichnen ſind. 

H. 41. 

Die Berathung und Beſchlußnahme der Gerichtsdeputation daruͤber, ob 
auf die Anklage die Unterſuchung zu eröffnen ſei, erfolgt ohne Beiſein des 
Staatsanwalts. ö 

Erachtet die Deputation die Eröffnung der Unterſuchung für nicht zu= 

Jahrgang 1846. (Nr. 2728.) 41 laͤſſig 


laͤſſig, ſo hat fie in dem Beſchluſſe hieruͤber, wenn der Angeſchuldigte verhaftet 
iſt, zugleich deſſen Freilaſſung zu verordnen. 


§. 42. 


Findet die Deputation die Sache noch nicht hinreichend vorbereitet, um 
über die foͤrmliche Eroͤffnung der Unterſuchung zu entſcheiden, fo hat fie die 
Punkte, in Anſehung deren es noch einer naͤheren Aufklaͤrung bedarf, in dem 
abzufaſſenden Beſchluſſe zu bezeichnen, und dieſen Beſchluß dem Staatsanwalte 
zur Erledigung zuzuſtellen. 

$. 43. 


Halt der Staatsanwalt zur Begründung oder Vervollſtaͤndigung der 
Anklage eine gerichtliche Vorunterſuchung für noͤthig, fo hat auf feinen Antrag 
das Gericht einen Unterſuchungsrichter zu ernennen. 


§. 44. 
Der Unterſuchungsrichter hat bei der Vorunterſuchung alle in der Kri- 


minalordnung fuͤr den Inquirenten gegebenen Vorſchriften, insbeſondere auch 
die wegen Zuziehung eines vereideten Protokollfuͤhrers, zu beachten. 


H. 45. 


Der Zweck der Vorunterſuchung ift: die Exiſtenz und Natur des ange⸗ 
zeigten Verbrechens, ſowie die Perſon des Thaͤters und die zu ſeiner Ueber⸗ 
führung dienenden Beweismittel fo weit zu erforſchen und feſtzuſtellen, als dies 
zur Begruͤndung einer Anklage und zur Vorbereitung der muͤndlichen Haupt⸗ 
Unterſuchung erforderlich erſcheint. Der Unterſuchungsrichter hat daher ſeine 
—— 1 nicht weiter auszudehnen, als dieſer Zweck es nothwendig 
macht. 

$. 46. 


Ob und welche Zeugen in der Vorunterſuchung zu vereidigen ſind, bleibt 
dem Ermeſſen des Unterſuchungsrichters uͤberlaſſen. 
$. 47. 


Auch der Beſchuldigte kann in der Vorunterſuchung, wenn dies zur 
Aufklaͤrung des Sachverhaͤltniſſes zweckmaͤßig erſcheint, vernommen werden. 
Iſt derſelbe verhaftet, ſo muß ſeine Vernehmung ſtets erfolgen. 


$. 48, 
Die Zulaffung eines Vertheidigers in der Vorunterſuchung iſt unſtatthaft. 


$. 49. 

Nach Abſchließung der Vorunterſuchung legt der Unterſuchungsrichter die 
Akten dem Staatsanwalte zur Stellung der noͤthigen Antraͤge vor. 

Nimmt der Staatsanwalt hierbei von der weitern Verfolgung der Sache 
Abſtand, fo iſt die Zuruͤcklegung der Akten, und, wenn der Beſchuldigte verhaf- 
tet iſt, deſſen Freilaſſung zu verfuͤgen. Gran 

rach⸗ 
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Erachtet der Staatsanwalt aber die foͤrmliche Einleitung der Unter⸗ 
dachung für * ſo hat er die Anklageſchrift (§. 40. No. 1.) einzurei⸗ 
chen, über welche alsdann die Gerichtsdeputatjon Beſchluß faßt (F. 40. No. 2. 
H. 41.) 

$. 50. 

Wird die Eröffnung der Unterſuchung beſchloſſen, jo hat die Gerichts⸗ 

Deputation zugleich einen Termin zum muͤndlichen Verfahren zu beſtimmen. 


$. 51. 
Iſt der Angeklagte verhaftet, fo wird ihm die Anklageſchrift nebſt 
dem Beſchluß ($. 40.) vorgeleſen, und er darüber vernommen, 
ob und welche Beweismittel zu ſeiner Vertheidigung er herbeigeſchafft, 
insbeſondere welche Zeugen er vorgeladen zu ſehen verlange? 
Kann der Angeklagte ſich hieruͤber nicht auf der Stelle erklaͤren, ſo iſt ihm eine 
angemeſſene Ff dazu zu beſtimmen. 


H. 32. 


Hat der verhaftete Angeklagte einen Vertheidiger, fo iſt dieſem eine Ab- 
ſchrift der Anklage und des Beſchluſſes mitzutheilen. 


§. 53. 
Iſt der Angeklagte nicht verhaftet, ſo wird derſelbe unter Mitthei⸗ 
lung einer Abſchrift der Anklageſchrift und des Beſchluſſes (F. 40.) auf die im 
H. 29. beſtimmte Weiſe ſchriftlich vorgeladen. 


F. 34. 


Als Zeugen werden, ohne Ruͤckſicht darauf ob fie ſchon in der Vorun⸗ 
terſuchung vernommen find oder nicht, alle diejenigen vorgeladen, deren Abhoͤ— 
rung der Staatsanwalt oder der Angeklagte ausdruͤcklich beantragt hat, oder 
das Gericht fuͤr erforderlich erachtet. b 

Dem Angeklagten iſt bei feiner im H. 51. beſtimmten Vernehmung, oder 
in der ſchriftlichen Vorladung (F. 53.) bekannt zu machen, welche Zeugen auf 
Antrag des Staatsanwalts oder nach dem Beſchluß des Gerichts zum Termin 
vorgeladen ſind. 10 1 

Dem Staatsanwalt ſind diejenigen Zeugen namhaft zu machen, deren 
Vorladung auf Verlangen des Angeklagten und nach dem Beſchluß des Ge— 
richts verfuͤgt worden iſt. 

§. 55. 

In der Zwiſchenzeit bis zum Termine iſt dem verhafteten Angeklagten, 
wenn er einen Vertheidiger hat, verſtattet, ſich mit demſelben zu beſprechen, 
und zwar ohne Beiſein einer Gerichtsperſon, wenn der Vertheidiger ein in Eid 
und Pflicht ſtehender Juſtizbeamter iſt. Auch ſollen waͤhrend der gedachten 
Zeit dem Vertheidiger, der Angeklagte möge verhaftet fein oder nicht, die Un: 
terſuchungsakten auf Verlangen in der Gerichtsregiſtratur zur Einficht vorge: 
legt werden; eine Verabfolgung derſelben an den Vertheidiger iſt nicht zuläflig. 

(Nr. 2728.) 41 * $. 50. 


$. 56, 


Bei dem mündlichen Verfahren kommen auch in den Sachen der hier 
in Rede ſtehenden Art die Vorſchriften der §§. 30. bis 38. zur Anwendung, 
ſoweit nicht in den nachfolgenden H. 57. bis 63. ein Anderes beſtimmt iſt. 


8. 7 


Die Leitung der Verhandlung, insbeſondere das Verhoͤr des Angeklag⸗ 
ten und der Zeugen, gebuͤhrt dem Vorſitzenden der Gerichtsdeputation, welcher 
jedoch hierbei auf die Meinung der beiſitzenden Richter, ſo wie auf die Anträge 
des feen pee des Angeklagten und deſſen Vertheidigers Ruͤckſicht zu — 
men hat. 


$. 38. 


Die ſchon in der Vorunterſuchung eidlich vernommenen Zeugen werden 
bei ihrer nochmaligen Abhoͤrung nicht aufs neue vereidet, ſondern auf den ge⸗ 
leiſteten Eid verwieſen. 

§. 39. 

Erſcheint der gehörig vorgeladene Angeklagte in dem Termine nicht, fo 
kann das Gericht, wenn daſſelbe aus beſonderen Gruͤnden die Anwendung des 
im H. 33. vorgeſchriebenen Kontumazialverfahrens nicht fuͤr angemeſſen haͤlt, 
bei 180 er Sache zu einem andern Termin die Vorfuͤhrung oder Ver⸗ 
haftung des Angeklagten anordnen. 


H. 60. 


Die Berathung der Gerichtsdeputation uͤber das Urtheil erfolgt ohne 
Beiſein anderer Perſonen. 


$. 61. 


Findet das Gericht bei Beurtheilung der That des Angeklagten, daß 
ſolche ein Verbrechen geringerer Art enthält, als derjenigen, welche feiner Kom⸗ 
petenz zunaͤchſt uͤberwieſen iſt, fo hat daſſelbe dennoch das Urtheil zu fällen, 


$. 62. 


Kann die Berathung (F. 60.) nicht an demſelben Tage beendet, oder das 
Urtheil mit den Gruͤnden nicht ſogleich abgefaßt werden, ſo hat das Gericht 
zur Verkuͤndung des Urtheils einen neuen Termin zu beſtimmen, der jedoch 
nicht uͤber 8 Tage hinausgeſchoben werden darf. 


$. 63. 


In dem Terminsprotokoll ($. 38.) find auch die Abaͤnderungen oder 
Zufäge anzugeben, welche in den Ausſagen der ſchon in der Vorunterſuchung 
vernommenen Zeugen, bei deren nochmaliger Vernehmung im muͤndlichen Ver— 
fahren hervortreten. . 

Die Niederſchreibung des Urtheils und der Gruͤnde deſſelben in das Ter⸗ 
minsprotokoll findet in Sachen der hier in Rede ſtehenden Art nicht ven 

viel- 
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vielmehr iſt das Urtheil beſonders abzufaſſen und nur die geſchehene Verkuͤn⸗ 
dung in dem Protokolle zu vermerken. 


$. 64. 
Bei der Unterſuchung und der Entſcheidung erſter Inſtanz in Anſehung 
1) derjenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit einer haͤrteren Strafe 
als u Freiheitsſtrafe bedroht find, und welche nicht zu den im 
$. 39. Nr. 3. bezeichneten gehören, 
2) aller Amtsverbrechen sh 
find die Vorſchriften der Hh. 40. bis 63. ebenfalls anzuwenden, fo weit nicht 
in den nachſtehenden $$. 65. bis 71. ein Anderes beſtimmt iſt. 


$. 65. 


Dem muͤndlichen Verfahren vor dem erkennenden Gericht muß bei die⸗ 
ſen Verbrechen ſtets eine gerichtliche Vorunterſuchung (HH. 44. bis 49.) vor⸗ 
hergehen, in welcher der Angeklagte zu hoͤren iſt. 


$. 66. 


Erklaͤrt der Staatsanwalt nach dem Schluſſe der Vorunterſuchung, daß 
er die förmliche Anklage erheben wolle, und beantragt er demgemaͤß, den Be⸗ 
ſchuldigten in den Anklagezuſtand zu verfeßen: fo iſt Aber dieſen Antrag 
von einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Gerichtsdeputation ein Beſchluß 
zu er welcher dem Staatsanwalte, ſowie dem Beſchuldigten zu eröff- 
nen iſt. 

H. 67. 

Haͤlt die Gerichtsdeputation vor ihrer Beſchlußnahme eine Ergaͤnzung 
der Vorunterſuchung für nothwendig, fo beauftragt ſie hiermit den Unter⸗ 
ſuchungsrichter, der nach Erledigung des Auftrags die Akten wiederum dem 
Staatsanwalte zu der Erklaͤrung vorzulegen hat, ob er bei ſeinem fruͤheren 

Antrage beharren oder denſelben aͤndern wolle. 


$. 68. 

Spricht dagegen der Beſchluß (F. 66.) die Verſetzung in den Anklage⸗ 
ſtand aus, ſo iſt darin zugleich dem Staatsanwalte aufzugeben, binnen einer 
Friſt, welche in der Regel auf nicht länger als acht Tage zu beſtimmen iſt, 
eine Anklageſchrift einzureichen. 

$. 69. 

Iſt das Verbrechen in dem Geſetze mit einer hoͤheren als zehnjaͤhrigen 
Freiheitsſtrafe bedroht, ſo muß dem Angeklagten ein Vertheidiger, falls er 
einen ſolchen nicht ſelbſt erwaͤhlt hat, von Amtswegen beſtellt werden. 

$. 70, r 

Die mündliche Unterſuchung und die Entſcheidung erſter Inſtanz erfolgt 

vor einer Abtheilung des Gerichts, welche aus ſechs Mitgliedern, und, 9 
(Nr. 2728.) a 


3. bei beſon⸗ 
ders ſchweren 
Verbrechen. 


Br 


B. Verfahren 
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ſtanz. 
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das Verbrechen im Geſetz mit lebenswieriger Freiheitsſtrafe oder mit Todes⸗ 
ſtrafe bedroht iſt, aus acht Mitgliedern beſtehen ſoll. 

Bei allen Beſchluͤſſen dieſer Gerichtsabtheilung, insbeſondere auch bei 
Faͤllung des Urtheils, entſcheidet Stimmenmehrheit. Sind die Stimmen gleich 
getheilt, ſo gilt die mildere Meinung. 


H. 71. 


Bei dem Beginn des muͤndlichen Verfahrens wird die Anklageſchrift 
durch den Gerichtsſchreiber vorgeleſen. 


§. 72. 
Gegen jedes in erſter Inſtanz ergangene Urtheil iſt ſowohl der Ange⸗ 
klagte als der Staatsanwalt, innerhalb einer praͤkluſiviſchen Friſt von 10 Tagen 
das Rechtsmittel der Appellation einzulegen berechtigt. 


F. 73. 

Die zehntaͤgige Appellationsfriſt beginnt mit dem Ablauf des Tages, an 
welchem das erſte Urtheil verkuͤndet worden iſt. In denjenigen Faͤllen aber, 
in welchen die Verkuͤndung des Urtheils in Abweſenheit des Angeklagten ge— 
ſchehen iſt, nimmt die Appellationsfriſt fuͤr denſelben erſt mit dem Ablaufe des⸗ 
jenigen Tages ihren Anfang, an welchem ihm die Ausfertigung des Urtheils 
behaͤndigt wurde. 


§. 74. 


Die Appellation ift bei dem Gerichte der erſten Inſtanz entweder muͤnd⸗ 
lich zum Protokoll, oder ſchriftlich anzumelden. 


. 


Die Angabe der Beſchwerden, ſo wie deren Rechtfertigung, und die An⸗ 
führung neuer Thatſachen oder Beweismittel Fünnen gleichzeitig mit der Appel⸗ 
lationsanmeldung erfolgen, muͤſſen aber, wenn dies unterblieben iſt, innerhalb 
der auf den Tag dieſer Anmeldung naͤchſtfolgenden zehn Tage geſchehen. Das 
Gericht iſt jedoch ermächtigt, dieſe Friſt auf Antrag des Appellanten den lm: 
ſtaͤnden nach angemeſſen zu verlaͤngern. 


9 76. 


Die Appellationsſchriften ($$. 74. 75.) werden dem Appellaten mit der 

Aufforderung mitgetheilt, 

binnen einer Friſt von 10 Tagen anzuzeigen, ob und welche neue That— 

ſachen oder Beweismittel er ſeinerſeits anzufuͤhren habe. 
Hat der Staatsanwalt appellirt, und iſt der Angeklagte verhaftet, ſo wird die⸗ 
ſem der Inhalt der Appellationsſchriften vorgeleſen und die ebengedachte Auf- 
forderung zum Protokoll bekannt gemacht; hat er einen Vertheidiger, ſo iſt 
dieſem auf Verlangen Abſchrift der Appellationsſchriften zuzuſtellen. 


$. 77. ; a 
Die Appellation des Staatsanwalts begruͤndet fuͤr den * = 
echt 
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Recht der Anſchlietzung hinſichtlich aller Theile des Erkenntniſſes, ge 
welche die Appellationsbeſchwerden gerichtet 1 ae 
Will der Angeklagte von dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo muß er 
dies innerhalb der nächften 10 Tage, nachdem ihm die Beſchwerden des Staats⸗ 
Anwalts bekannt gemacht worden find ($. 76.), bei dem Gericht erſter Inſtanz 
muͤndlich zum Protokoll oder ſchriftlich anmelden, auch noch innerhalb derſelben 
Friſt die Rechtfertigung der Anſchließung und die neuen Thatſachen oder Be⸗ 
weismittel, welche er anzufuͤhren hat, anbringen. N 
Eine Verlängerung der Friſt zur Anmeldung der Anſchließung iſt unzu⸗ 
laͤſſig; ob ſolche zur Rechtfertigung der rechtzeitig angemeldeten Anſchließung 
zu ertheilen ſei, bleibt dem Ermeſſen des Gerichts uͤberlaſſen. 


$. 78. 


Von der Anmeldung und Rechtfertigung der Anſchließung ift der Staats- 
Anwalt auf die in F. 76. bezeichnete Weſſe a Kenntniß zu (eben. 


F. 


Weiſt das Gericht erſter Inſtanz die Appellation oder die Anſchließung 
an dieſelbe als nicht rechtzeitig angemeldet zuruͤck, ſo kann der Zuruͤckgewieſene 
hieruͤber innerhalb einer zehntägigen praͤkluſtviſchen Friſt, welche mit dem Ab⸗ 
laufe des Tages, an welchem ihm die zuruͤckweiſende Verfuͤgung bekannt ge⸗ 
macht wurde, beginnt, bei dem Appellationsgericht Beſchwerde fuͤhren. Bei 
der Entſcheidung dieſes Gerichts muß es bewenden. 


$. So. 
Die Verhandlung und Entſcheidung zweiter Inſtanz erfolgt 
bei den leichten Verbrechen (F. 24.) 


vor einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Deputation des Kri— 
minalſenats des Kammergerichts, 
in allen anderen Faͤllen aber vor einer Abtheilung des Ober⸗Appellationsſenats 
des Kammergerichts, welche 
bei den ſchweren Verbrechen (F. 39.) 
aus ſechs Mitgliedern, 
bei den beſonders ſchweren Verbrechen (F. 64.) 
aus acht Mitgliedern, und bei Verbrechen, welche im Geſetz mit 
lebenswieriger Freiheitsſtrafe oder mit Todesſtrafe bedroht ſind, 
aus zehn Mitgliedern beſtehen muß. 
Die in den Hh. 39. und 70. über die Abſtimmung in erſter Inſtanz vor⸗ 
geſchriebenen Regeln gelten auch fuͤr die zweite Inſtanz. 
H. 81. 
Demjenigen Staatsanwalte, zu deſſen Geſchaͤftskreiſe eine Sache in der 
erſten Inſtanz gehört, liegt der Betrieb derſelben auch in der zweiten Inſtanz ob. 
Iſt jedoch die Appellation gegen das Erkenntniß eines Einzelrichters ein- 
gelegt, ſo hat, nachdem die Sache an die Deputation des Kriminalſenats des 
(Nr. 2728.) Kam: 


13 
e ($. 80.) gelangt iſt, der bei dieſem Gericht beſtellte Staats⸗ 
Anwalt den weiteren Betrieb zu beſorgen. 


H. 82. 


Nachdem die Akten bei dem Gerichte zweiter Inſtanz eingegangen ſind, 
beſtimmt daſſelbe einen Termin zum mündlichen Verfahren, und ladet dazu den 
Angeklagten und diejenigen Zeugen vor, deren Abhoͤrung nach der Vorſchrift 
im $. 85. erforderlich erſcheint. 0 i 

Der Staatsanwalt iſt von dem Termine ebenfalls in Kenntniß zu ſetzen. 


§. 83. 


Iſt der Angeklagte verhaftet, ſo wird ihm die Vorladung zum Pro— 
tokoll bekannt gemacht. N 
Iſt derſelbe nicht verhaftet, ſo geſchieht ſeine Vorladung ſchriftlich 
mit der Warnung, a 
daß wenn er nicht zur beſtimmten Stunde erſcheinen wuͤrde, mit der 
Unterſuchung und Entſcheidung in contumaciam verfahren werden ſolle. 


§. 84. 


Dem Angeklagten ſteht es frei, in dem Termine durch einen Vertheidiger 
ſich vertreten zu laſſen. Erachtet aber das Appellationsgericht das perſoͤnliche 
Erſcheinen des Angeklagten fuͤr nothwendig, ſo kann es die Vorladung oder 
Vorfuͤhrung deſſelben anordnen. 


$. 85. 


In der Appellationsinſtanz ſind, der Regel nach, nur die neu vorgeſchla— 
genen Beweismittel, und dieſe auch nur dann aufzunehmen, wenn ſie geeignet 
erſcheinen, ſolche von dem Richter erſter Inſtanz fuͤr erwieſen angenommenen 
Thatſachen, welche auf die rechtliche Beurtheilung von Einfluß ſind, als 
unrichtig darzuſtellen. Dem Appellationsgericht ſteht jedoch frei, in erſter In⸗ 
ſtanz aufgenommene Beweismittel von Neuem SEP) und namentlich das 
Zeugenverhoͤr ganz oder zum Theil vor fich wiederholen zu laffen, wenn es 
dieſes wegen weſentlicher Bedenken fuͤr nothwendig haͤlt, die ſich bei Pruͤfung 
des Urtheils erſter Inſtanz gegen die Richtigkeit der darin als feſtſtehend ange— 
nommenen Thatſachen ergeben. a 


$. 86. 


Bei dem muͤndlichen Verfahren, deſſen Leitung dem Vorſitzenden gebuͤhrt 
(F. 57.), trägt zuerſt ein aus der Zahl der Gerichtsmitglieder zu ernennender 
Referent eine Darſtellung der bis dahin Statt gehabten Verhandlungen vor. 
Hierauf wird der Appellant mit ſeinen Beſchwerden, der Appellat mit 
feiner Gegenerklaͤrung, und nach der Beweisaufnahme, wenn eine ſolche erfor- 
derlich iſt, der Staatsanwalt mit ſeinen Antraͤgen, in allen Faͤllen aber zuletzt 
der Angeklagte und deſſen Vertheidiger gehört, und hierauf das Urtheil gefällt. 
at ſowohl der Staatsanwalt, als der Angeklagte appellirt, ſo wird 

uͤber beide Appellationen zugleich entſchieden. 
n 


— 283 — 


In allen uͤbrigen e kommen bei dem mündlichen Verfahren 
7 „guftanz die für die erfte nftanz ertheilten Vorſchriften ebenfalls zur 
Anwendung. 


§. 87. 

Das auf das Rechtsmittel der Appellation ergangene Urtheil zweiter 0. Verfahren 
Inſtanz iſt rechtskraͤftig, wenn dadurch das Urtheil erſter Inſtanz durchweg 5 dritter In⸗ 
beftätigt, oder die Appellation für unſtatthaft erklart wird. *. 

Weicht aber die Entſcheidung der zweiten Inſtanz von der der erſten 
ganz oder theilweiſe ab, ſo ſteht dem Angeklagten, ſoweit das Urtheil erſter 
Inſtanz zum Nachtheil deſſelben geaͤndert worden, dem Staatsanwalte aber, 
ſoweit eine Abaͤnderung des Urtheils erſter Inſtanz zu Gunſten des Angeklagten 
Statt gefunden hat, binnen einer prakluſtviſchen Friſt von zehn Tagen das 
Rechtsmittel der Reviſion zu. Dieſe Friſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem das Appellationsurtheil verkuͤndet oder behaͤndigt worden iſt (H. 73.). 


§. 88. 


Die Reviſion findet wegen der Entſcheidung des Koſtenpunktes nur in 
ſofern Statt, als dieſes Rechtsmittel in der Hauptſache zulaͤſſig iſt, und wegen 
dieſer zugleich eingelegt wird. 


$. 89. 


In den Unterſuchungen wegen leichter Verbrechen ($. 24.) iſt nur der 
beim Kammergericht beſtellte Staatsanwalt die Revifion einzulegen befugt. 


H. 90. 


Die Reviſion muß von dem Staatsanwalte bei dem Gerichte erſter 
Inſtanz ſchriftlich unter Angabe der Beſchwerdepunkte angebracht werden. 

Dem Angeklagten iſt geſtattet, ſeine Reviſionsbeſchwerde entweder gleich 
bei Verkuͤndung des Urtheils zweiter Inſtanz, oder bei dem Gerichte erſter 
Inſtanz zu Protokoll zu erklären. Er kann dies aber auch in einer bei dem 
Richter erſter Inſtanz einzureichenden Schrift thun, doch muß dieſe von einem 
zum Richteramte befaͤhigten Rechtsverftändigen unterzeichnet fein. 


§. 91. 


Die Entſcheidung des Appellationsgerichts daruͤber, ob und in wieweit 
die in der Unterſuchung zur Sprache gekommenen Thatſachen für erwieſen anzu⸗ 
— ſind oder nicht, kann in der dritten Inſtanz nicht mehr angefochten 
werden. 


H. 92. 


Das Gericht erſter Inſtanz pruͤft, ob die Anbringung der Reviſion in der 
vorgeſchriebenen Form „ erfolgt und das Rechtsmittel feinem Gegenſtande 
nach zuläffig iſt, theilt, wenn beides der Fall iſt, die Beſchwerde des Angeklag⸗ 
ten dem Staatsanwalte, die des Staatsanwaltes dem Angeklagten und deſſen 
Vertheidiger, zur Gegenerklaͤrung innerhalb einer zehntaͤgigen praͤkluſiviſchen 

Jahrgang 1846. (Fr. 2728.) 42 Friſt 


8 


Friſt in Abſchrift mit, und ſendet nach Ablauf dieſer Friſt die Akten 
nachrichtigung der Parteien, an das Geheime Ober-Tribunal. 


$. 93, 


unter Be⸗ 


Die Gegenerklaͤrung (F. 92.) muß in derſelben Form wie die Reviſions⸗ 


beſchwerde (F. 90.) angebracht werden. 
F. 94. 


Weiſt das Gericht erſter Inſtanz die Reviſion als unzulaͤſſig zurück, fo 
kann der Zuruͤckgewieſene hieruͤber innerhalb einer zehntägigen praͤkluſiviſchen 
Friſt, welche mit dem Ablaufe des Tages, an dem ihm die zuruͤckweiſende Ver⸗ 
fügung bekannt gemacht wurde, bei dem Reviſionsgericht Beſchwerde fuͤhren. 


§. 95. 


Die Entſcheidung uͤber die Reviſion erfolgt bei einem aus zehn Mitglie⸗ 
dern beſtehenden Senate des Geheimen Ober - ribunals, auf den ſchriftlichen 
Vortrag eines Referenten, dem jedoch ein Korreferent beigeordnet werden muß, 
wenn in erſter oder in zweiter Inſtanz auf eine zehnjaͤhrige Freiheitsſtrafe oder 


auf eine noch haͤrtere Strafe erkannt iſt. 


Die im F. 70. über die Abſtimmung in erſter Inſtanz vorgeſchriebene 


Regel gilt auch für die dritte Inſtanz. 
H. 9. 
Erachtet das Reviſionsgericht die Beſchwerde für begründet, 


ſo hat es 


das Urtheil zweiter Inſtanz abzuaͤndern; doch darf dieſe Abaͤnderung nicht 
weiter gehen, als das Urtheil zweiter Inſtanz von dem der erſten abweicht. 


5.97, 


Das Revifionsurtheil ift in Ausfertigungen dem Gerichte erſter Inſtanz 
zur Verkuͤndung oder Behaͤndigung an den Angeklagten und den Staatsanwalt 


zu uͤberſenden. 


H. 98. 
1 Gegen ein rechtskraͤftiges Urtheil kann der Angeklagte zu jeder Zeit, der 
Tanten. „Staatsanwalt aber nur fo lange, als das Verbrechen noch nicht verjährt iſt, 


das Rechtsmittel der Reſtitution einwenden, wenn er darzuthun vermag, daß 
das Urtheil auf eine falſche Urkunde oder auf die Ausſage eines meineidigen 


Zeugen gegruͤndet iſt. 
§. 99. 


Das Reſtitutionsgeſuch muß bei dem Gerichte derjenigen Inſt 


anz einge⸗ 


reicht werden, in welcher zuerſt die Urkunde oder das Zeugniß, deren Falſchheit 


behauptet wird, vorgebracht ſind. 
$. 100. 


Kann derjenige, welcher die Faͤlſchung oder den Meineid babe Ber haben 


ſoll, noch belangt werden, ſo muß das angeblich von ihm veruͤbte 


Verbrechen 
dur 
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durch eine gegen ihn zu veranlaſſende gerichtliche Unterſuchung erſt rechtöfräf- 
tig feſigeſte t werden, bevor dem Reſtitutionsgeſuche Statt gegeben werden kann. 

In anderen Faͤllen iſt das von dem Angeklagten eingereichte Reſtitutions— 
Geſuch zunaͤchſt dem Staatsanwalte mitzutheilen, um, wenn es ihm erfor⸗ 
derlich erſcheint, eine gerichtliche Vorunterſuchung uͤber die zur Begruͤndung der 
Reſtitution angefuͤhrten Thatſachen zu veranlaſſen, und alsdann das Geſuch 
mit ſeiner Erklaͤrung daruͤber wieder vorzulegen. 


H. 101. 


Wird das Neftitutionsgefuch von dem Gerichte als unbegruͤndet zuruͤck⸗ 
gewieſen, ſo ſteht dem Imploranten frei, innerhalb der naͤchſten 10 Tage nach 
dem Empfange des Beſcheides bei dem Gerichte der hoͤheren Inſtanz Beſchwerde 
zu fuͤhren. Eine weitere Beſchwerdefuͤhrung iſt unzuläffig. 

$. 102. 


Erachtet das Gericht das Reſtitutionsgeſuch für begründet, jo hat es ſo⸗ 
fort das mündliche Verfahren tiber die Sache zu erneuern, und unter Aufhe⸗ 
bung ſeines fruͤhern Urtheils ein neues zu faͤllen, gegen welches die gewoͤhn— 
lichen Rechtsmittel in den noch offen ſtehenden Inſtanzen zulaͤſſig find, 


$. 103. 


Durch Einlegung eines Rechtsmittels von Seiten des Staatsanwalts E. Folgen 
darf die Freilaſſung des in Haft befindlichen Angeklagten, wenn das Urtheil dere dieter 
eine Freiheitsſtrafe gegen ihn nicht verhaͤngt hat, niemals verzoͤgert werden. . 

a [4 = 
§. 104. geklagten. 

Iſt der Angeklagte zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt, ſo haͤlt das vom 
Staatsanwalte gegen das Urtheil eingelegte Rechtsmittel den Antritt der Strafe 


nicht auf. vr 


Die Einlegung der Appellation von Seiten des Angeklagten hält die 
Vollſtreckung der Strafe auf. Eine vorläufige Abfuͤhrung des zu einer Frei⸗ 
heitsſtrafe Verurtheilten nach der Strafanſtalt findet, ſelbſt mit deſſen Ein⸗ 
willigung, nicht ferner Statt. Das Gericht iſt jedoch befugt und verpflichtet, 
die erforderlichen Sicherungsmaßregeln gegen den Verurtheilten zu treffen. 

Die Einlegung der Reviſion von Seiten des Angeklagten halt die Straf⸗ 
Vollſtreckung nur ſo weit auf, als das Appellationsurtheil noch nicht rechts— 


kraͤftig iſt. 0 


Das bisherige Rechtsmittel der Aggravation findet in den nach dieſem x. Aufhe- 
Geſetze behandelten Unterſuchungsſachen nicht ferner Statt. bung Di 


der Aggrava⸗ 
§. 107. tion. : 


Das in den $$. 577. bis 587. der Kriminalordnung vorgefchriebene Kon- 6. Verfahren 


tumazialverfahren gegen flüchtige und abweſende Verbrecher findet auch ferner 0e un a- 


Anwendung. l weſende Ver⸗ 
(Nr. 2728.) 42 * $. 108. brecher. 


** 
$. 108. 


H. Von den Mit der Verurtheilung des Angeklagten zu einer Strafe, ſie moͤge in 

oſten. der erſten oder einer ſpaͤteren Inſtanz erfolgen, iſt zugleich die Verurtheilung 
deſſelben in alle Koſten des Verfahrens auszuſprechen. Wird dagegen der 
Angeklagte für nicht ſchuldig erklärt, oder von der Anklage entbunden, 
ſo hat derſelbe die Koſten des Verfahrens nicht zu tragen, und er iſt von der 
Verpflichtung hierzu, wenn ihm dieſelbe durch ein Urtheil fruͤherer Inſtanz 
auferlegt worden war, freizuſprechen. i 

Die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen demjenigen 
zur Laſt, welcher daſſelbe eingelegt hat. Iſt dies der Staatsanwalt, ſo werden 
die Koſten niedergeſchlagen. ann a 

Eine Erſtattung aufgewendeter außergerichtlicher Koſten findet nicht Statt. 

. $. 109. 

Verlangt der Angeklagte eine Ausfertigung des Urtheils, ſo iſt ihm dieſe, 
wenn das Urtheil auf Strafe lautet, auf ſeine Koſten, ſonſt aber koſtenfrei zu 
ertheilen. Unvermoͤgenden Verurtheilten iſt die Mittheilung einer Urtheilsaus⸗ 
fertigung nicht zu verſagen, wenn fie derſelben zur Einlegung eines Rechtsmit— 
tels beduͤrfen. s A 

110. 


I. Ausgenom⸗ In dem Verfahren wegen Holzdiebſtahls, Steuerdefraudationen, In⸗ 
er Derbre iurien und bei Disziplinarfachen gegen Beamte, wird durch die Vorſchriften 
- dieſes Geſetzes nichts geändert. g 

Dagegen finden dieſe Vorſchriften auf alle Unterſuchungen wegen der 
egen Beamte bei Ausuͤbung ihres Amtes oder in Beziehung auf daſſelbe ver— 
uͤbten Injurien Anwendung. 


Zweiter Titel. 
Von dem Verfahren bei Unterſuchung der Polizeivergehen. 
§. 111. 

Die Vorſchriften dieſes Titels ſind bei allen wegen Polizeivergehen zu 
verhaͤngenden Unterſuchungen anzuwenden, deren Einleitung und Fuͤhrung dem 
Polizeipraͤſidium bisher zuſtand. 

$. 112. 

Die Verwaltung dieſer Polizeigerichtsbarkeit ($. 111.) ſoll nicht ferner 
von dem Polizeipraͤſidium, ſondern in erſter Inſtanz von einzelnen Polizeirich⸗ 
tern geführt werden, welche das Kammergericht kommiſſariſch zu dieſem Ge: 
ſchaͤfte zu ernennen und zu beauffichtigen hat. 


$. 113. 


Die Verfolgung der Uebertreter der Polizeiſtrafgeſetze vor Gericht ſoll 
durch Polizeianwalte geſchehen, in Anſehung deren Ernennung, e 
e; 
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Befugniſſe und Obliegenheiten die im erſten Titel F. 25. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen gleichfalls gelten. 


$. 114. 

Die in Anſehung der Verbrechen ertheilten 3 Vorſchriften des 
erſten Titels uͤber das muͤndliche Verfahren vor dem erkennenden Gericht 
($$. 15. bis 17.), die Ausſchließung der Zwangsmittel gegen den Angeklagten 
(F. 18.), fo wie uͤber den Beweis und das Urtheil (HF. 19. bis 22.) finden 
auch bei Polizeivergehen Anwendung. 


$. 115. 


Bei der ieee und der Entſcheidung erfter Inſtanz ift von den 1. Ordentli⸗ 
Polizeirichtern in der Regel daſſelbe Verfahren anzuwenden, welches in den dae Verfah- 
H. 36 bis 38. in Anſehung der leichten Verbrechen vorgeſchrieben iſt. 

Dem Angeſchuldigten ſteht jedoch frei, ſich bei den Verhandlungen, fo: 
wohl in dieſer als in der folgenden T durch einen Bevollmaͤchtigten aus 
der Zahl der Juſtizkommiſſarien auf feine Koſten vertreten zu laſſen. 


$. 116. 


Gegen das Urtheil erſter Inſtanz iſt ſowohl der Angeſchuldigte, als der 
Polizeianwalt, innerhalb einer zehntägigen praͤkluſiviſchen Friſt, deren Anfang 
nach der im H. 73. wegen der Appellationsfriſt gegebenen Vorſchrift zu beſtim⸗ 
men iſt, das Rechtsmittel des Rekurſes einzulegen berechtigt. 


H. 1175 


Der Rekurs kann auf neue Beweismittel über bereits angefuͤhrte That⸗ 
umſtaͤnde nicht gegruͤndet werden, auf neue Thatumſtaͤnde aber nur in ſoweit, 
als dieſelben bei der Anfuͤhrung zugleich beſcheinigt werden. 


$. 118, 


Die Anbringung des Rekurſes muß bei dem Polizeirichter muͤndlich zum 
Protokoll oder ſchriftlich geſchehen. Eine beſondere Friſt zur Rechtfertigung des 
Rekurſes iſt nicht zu geſtatten. 

$. 119. 


Die Entſcheidung über den Rekurs gebührt derſelben, aus drei Mitglie- 
dern beſtehenden, Deputation des Kriminalſenats des Kammergerichts, welche 
nach F. 80. in zweiter Inſtanz uͤber die leichten Verbrechen (F. 24.) zu er⸗ 
kennen hat. 


$. 120. 


Findet die Deputation (§. 119.), daß der Rekurs nicht zuläffig, oder, 
wenn dabei nur auf die Verhandlungen der erſten Inſtanz Bezug genommen 
iſt, nicht gegruͤndet ſei, ſo weiſt ſie den Rekurrenten durch eine Verfuͤgung zuruͤck, 
gegen welche ein weiteres Rechtsmittel nicht geſtattet iſt. 


(Nr. 2728.) §. 121, 


= m = 
$. 121. 


In allen anderen Faͤllen (H. 120.) beſtimmt die Deputation, unter ab- 
ſchriftlicher Mittheilung der Rekursſchrift an die Gegenpartei, einen Termin 
vun mündlichen Verfahren, bei welchem die Vorſchriften der HH. 81. bis 86. 
eziehungsweiſe zur Anwendung kommen. Gegen das auf den Rekurs abge— 
faßte Urtheil findet ein weiteres Rechtsmittel nicht ſtatt. 


§. 122. 


2. Mandats⸗ Beruht die Anklage wegen eines Polizeivergehens auf der Anzeige eines 
Verfahren. Beamten, welcher die That aus eigener amtlicher, Wahrnehmung bekundet, und 
wird nicht etwa der Angeſchuldigte dem Polizeirichter zugleich vorgefuͤhrt, in 
welchem Falle ſtets das ordentliche Verfahren nach §§. 115. u. f. eintreten 
muß: ſo ſetzt der Polizeirichter auf Grund der Anklage die Strafe feſt und 
macht ſie dem Angeſchuldigten durch eine ſchriftliche Verfuͤgung mit dem Be⸗ 
deuten bekannt, a 
daß, wenn er durch dieſe Straffeſtſetzung ſich beſchwert finden ſollte, er 
zur Ausfuͤhrung ſeiner Vertheidigung ſich in einem, ſogleich in der Ver⸗ 
fuͤgung, und zwar auf mindeſtens 10 Tagen hinaus, zu beſtimmenden 
Termine vor den Polizeirichter zu ſtellen, im Falle ſeines Nichterſcheinens 
in dieſem Termine aber die Vollſtreckung der Strafe zu gewaͤrtigen habe. 


$. 123. 


In dieſer Verfügung ($. 122.) muß angegeben ſein: 

1) die Beſchaffenheit des Vergehens, jo wie die Zeit und der Ort ſeiner 

Veruͤbung; N 

2) der Name des Beamten, welcher das Vergehen angezeigt hat, und 
3) die Straffeſtſetzung unter Anfuͤhrung der Strafvorſchrift, auf welche die⸗ 
ſelbe ſich gruͤndet. 
Die Verfuͤgung muß zugleich fuͤr den Fall, wenn der Angeſchuldigte bei der 
Straffeſtſetzung ſich nicht beruhigen zu koͤnnen glaubt, die Aufforderung an 
denſelben enthalten, 

die zu ſeiner Vertheidigung dienenden Beweismittel in dem anberaumten 

Termine mitzubringen oder ſolche dem Richter ſo zeitig vor dem Termine 

anzuzeigen, daß ſie noch zu demſelben herbeigeſchafft werden koͤnnen. 

§. 124. 

Erſcheint der Angeſchuldigte in dem Termine perſoͤnlich oder durch einen 
zuläffigen Bevollmaͤchtigten, fo iſt nach Vorſchrift der Hö. 115. bis 121. zu 
verfahren; erſcheint er nicht, ſo hat der Richter einen Vermerk hieruͤber auf⸗ 
zunehmen. 

$. 125. 

Der Angeſchuldigte kann auf Reſtitution anfragen, went er durch un⸗ 
abwendbare Umſtaͤnde verhindert worden iſt, perſoͤnlich in dem Termine zu er⸗ 
ſcheinen. Das Reſtitutionsgeſuch muß binnen zehn Tagen nach dem Termine 
bei dem Polizeirichter angebracht werden, und die Angabe der er, 

gründe 


— 


gründe mit der erforderlichen Beſcheinigung enthalten. Auf unbeſcheinigte Hin— 
derungsgruͤnde darf der Richter keine Ruͤckſicht nehmen. Erſt nach Ablauf 
dieſer Friſt iſt die Strafe zu vollſtrecken. 


$. 126. 

Findet der Polizeirichter das Reſtitutionsgeſuch begruͤndet, ſo iſt ein 
naher Termin zur Verhandlung der Sache anzuberaumen und nach den Vor⸗ 
ſchriften der HH. 115. bis 121. zu verfahren. Bleibt der Angeſchuldigte in dieſem 
Termin abermals aus, ſo iſt die Strafe, ohne weitere Zulaſſung irgend eines 
Rechtsmittels, zur Vollſtreckung zu bringen. 


§. 127. 


Findet der Richter das Reſtitutionsgeſuch nicht begruͤndet, ſo weiſet er 
daſſelbe durch eine Reſolution zuruͤck, gegen welche dem Angeſchuldigten die 
Beſchwerde an die im H. 119. bezeichnete Deputation offen ſteht; dieſe Be⸗ 
ſchwerde muß aber binnen 24 Stunden nach Zuſtellung der Reſolution bei dem 
dee en angebracht werden. Wird von der Deputation fuͤr die Zulaſſung 
der Reſtitution entſchieden, fo geht die Sache zur Verhandlung in erſter In⸗ 
ſtanz an den Polizeirichter zuruck. 

$. 128. 

Zur Entſcheidung über das Reſtitutionsgeſuch und über die Beſchwerde 
gegen die daſſelbe zuruͤckweiſende Reſolution bedarf es der vorgaͤngigen Anhoͤ⸗ 
rung des Polizeianwalts nicht. 8 

H. 129. 


Wegen der Koſten des polizeigerichtlichen Unterſuchungsverfahrens finden 3. Von den 
die Vorſchriften des F. 108. ebenfalls Anwendung. Koſten. 


Siet ite l. 


Gemeinſame Beſtimmungen. 


$. 130. 


Die Vorſchriften der Kabinetsorder vom 24. Oktober 1838. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 504.) uͤber die Befugniſſe des Richters zur Aufrechthaltung 
der Ruhe und ee ie gerichtlichen Verhandlungen kommen auch bei dem 
in dem gegenwaͤrtigen Geſetze angeordneten Strafverfahren mit der Maaßgabe 
zur Anwendung, daß die nach No. 5. jener Order den Gerichtsdeputationen im 
Civilprozeſſe zuſtehende Befugniß, gegen Ruheſtoͤrer ſofort eine Ordnungsſtrafe 
von einem bis zu fuͤnf Thalern, oder von 6 bis zu 24ſtuͤndigem Gefaͤngniß zu 
beſchließen und vollſtrecken zu laſſen, auch den Gerichtsdeputationen und Ge: 
richtsabtheilungen beim Strafverfahren zuſtehen ſoll. 


(Nr. 2728.) $ 131. 
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$. 131. 

Die Vorſchriften der Kriminalordnung vom 11. Dezember 1805. und 
des zweiten Abſchnitts des Tit. 35. Th. I. der Allgemeinen Gerichtsordnung 
treten in ſoweit außer Anwendung, als ſie mit den orſchriften des vorliegen⸗ 
den Geſetzes nicht vereinbar ſind. 

§. 132. 
Das gegenwaͤrtige Geſetz tritt am 1. Oktober dieſes Jahres in Kraft. 
$. 133. 

Alle beim Eintritt dieſes Zeitpunkts (F. 132.) anhaͤngige Sachen, in 
denen die Unterſuchung erſter Inſtanz mit Einſchluß der 3 bereits 
eſchloſſen ift, ſollen noch nach den bisherigen Vorſchriften durch a le nach den⸗ 
falben zuläffigen Inſtanzen zu Ende gefuͤhrt werden. In den uͤbrigen anhaͤn⸗ 
gigen Unterſuchungen iſt das Verfahren nach den Vorſchriften des gegenwaͤr⸗ 
tigen Geſetzes umzuleiten. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 17. Juli 1846. 


1 Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uhbden. 
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